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Durch das Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 2006 (BGBl. I 2006 S. 1652, BStBl I 
S. 432) wurde hinsichtlich der Aufwendungen für die Wege zwischen Wohnung und regel-
mäßiger Arbeitsstätte/Betrieb eine Systemänderung vorgenommen. Danach werden die Wege 
zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte nunmehr der Privatsphäre (die Arbeit 
beginnt am Werkstor) zugerechnet. Zum Ausgleich von Härtefällen können Fernpendler ab 
dem 21. Kilometer der Entfernung die Entfernungspauschale - wie bisher - in Höhe von 
0,30 Euro je Entfernungskilometer wie Werbungskosten/Betriebsausgaben abziehen. Die 
Beschränkung auf den Höchstbetrag von 4.500 Euro bleibt unverändert bestehen. 
 
Dazu und zu anderen Zweifelsfragen wird im Einvernehmen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder wie folgt Stellung genommen:  
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Arbeitsstätte (§ 9 Abs. 2 EStG) 
 
1.1. Allgemeines 
 

Die Entfernungspauschale ist grundsätzlich unabhängig vom Verkehrsmittel zu 
gewähren. Ihrem Wesen als Pauschale entsprechend kommt es grundsätzlich nicht 
auf die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen an. Auch bei Benutzung öffent-
licher Verkehrsmittel wird nur die Entfernungspauschale angesetzt. Übersteigen 
die Aufwendungen für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, z.B. bei gerin-
ger Entfernung zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte, die anzu-
setzende Entfernungspauschale, können diese Aufwendungen nicht mehr zusätz-
lich angesetzt werden. Ausgenommen von der Entfernungspauschale sind Flug-
strecken und Strecken mit steuerfreier Sammelbeförderung. Für Flugstrecken sind 
die tatsächlichen Aufwendungen anzusetzen. Bei entgeltlicher Sammelbeförde-
rung durch den Arbeitgeber sind die Aufwendungen des Arbeitnehmers, die auf 
die Strecken ab dem 21. Entfernungskilometer entfallen, wie Werbungskosten 
anzusetzen.  

 
1.2 Höhe der Entfernungspauschale 
 

Ab dem 21. Entfernungskilometer der Entfernung zwischen Wohnung und regel-
mäßiger Arbeitsstätte beträgt die Entfernungspauschale 0,30 Euro für jeden wei-
teren vollen Entfernungskilometer. Die Entfernungspauschale gilt auch für die 
An- und Abfahrten zu und von Flughäfen. 
 
Die anzusetzende Entfernungspauschale ist wie folgt zu berechnen: 
 
Zahl der Arbeitstage x (Entfernungskilometer abzüglich 20 Entfernungskilometer) 
x 0,30 Euro. 

 
1.3 Höchstbetrag von 4.500 Euro 
 

Die anzusetzende Entfernungspauschale ist grundsätzlich auf einen Höchstbetrag 
von 4.500 Euro begrenzt. Die Beschränkung auf 4.500 Euro gilt 
 
- wenn der Weg zwischen Wohnung und regelmäßiger  

Arbeitsstätte mit einem Motorrad, Motorroller, Moped, Fahrrad oder zu Fuß 

zurückgelegt wird, 
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schaft und zwar für die Tage, an denen der Arbeitnehmer seinen eigenen oder 

zur Nutzung überlassenen Kraftwagen nicht einsetzt, 

- bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel. 

 
Bei Benutzung eines eigenen oder zur Nutzung überlassenen Kraftwagens greift 
die Begrenzung auf 4.500 Euro nicht ein. Diese Arbeitnehmer müssen lediglich 
nachweisen oder glaubhaft machen, dass sie die Fahrten zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Arbeitsstätte mit dem eigenen oder ihnen zur Nutzung überlassenen 
Kraftwagen zurückgelegt haben. Ein Nachweis der tatsächlichen Aufwendungen 
für den Kraftwagen ist somit für den Ansatz eines höheren Betrages als 4.500 
Euro nicht erforderlich. 

 
 

1.4 Maßgebende Entfernung zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte 
 

Für die Bestimmung der Entfernung zwischen Wohnung und regelmäßiger 
Arbeitsstätte ist die kürzeste Straßenverbindung zwischen Wohnung und regel-
mäßiger Arbeitsstätte maßgebend. Dabei sind nur volle Kilometer der Entfernung 
anzusetzen, ein angefangener Kilometer bleibt unberücksichtigt. Die Entfer-
nungsbestimmung richtet sich nach der Straßenverbindung; sie ist unabhängig von 
dem Verkehrsmittel, das tatsächlich für den Weg zwischen Wohnung und regel-
mäßiger Arbeitsstätte benutzt wird. Bei Benutzung eines Kraftfahrzeugs kann eine 
andere als die kürzeste Straßenverbindung zugrunde gelegt werden, wenn diese 
offensichtlich verkehrsgünstiger ist und vom Arbeitnehmer regelmäßig für die 
Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte benutzt wird. Dies gilt 
auch, wenn der Arbeitnehmer ein öffentliches Verkehrsmittel benutzt, dessen 
Linienführung über die verkehrsgünstigere Straßenverbindung geführt wird. Eine 
von der kürzesten Straßenverbindung abweichende Strecke ist verkehrsgünstiger, 
wenn der Arbeitnehmer die regelmäßige Arbeitsstätte - trotz gelegentlicher Ver-
kehrsstörungen - in der Regel schneller und pünktlicher erreicht (BFH – Urteil 
vom 10. Oktober 1975, BStBl II S. 852). Teilstrecken mit steuerfreier Sammel-
beförderung sind nicht in die Entfernungsermittlung einzubeziehen. 
 
Eine Fährverbindung ist, soweit sie zumutbar erscheint und wirtschaftlich sinnvoll  
ist, mit in die Entfernungsberechnung einzubeziehen. Die Fahrtstrecke der Fähre 
selbst ist dann Teil der maßgebenden Entfernung. Die tatsächlichen Fährkosten 
sind ab 2007 nicht mehr anzusetzen. Gebühren für die Benutzung eines Straßen-
tunnels oder einer mautpflichtigen Straße dürfen ebenfalls nicht neben der Entfer-
nungspauschale berücksichtigt werden. Fallen die Hin- und Rückfahrt zur regel-
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gründen unterstellt werden, dass die Fahrten an einem Arbeitstag durchgeführt 
wurden; ansonsten ist H 42 (Fahrtkosten - bei einfacher Fahrt) LStH weiter zu 
beachten. 
Beispiel : 
Ein Arbeitnehmer fährt mit der U-Bahn zur regelmäßigen Arbeitsstätte. 
Einschließlich der Fußwege und der U-Bahnfahrt beträgt die zurückgelegte 
Entfernung 30 km. Die kürzeste Straßenverbindung beträgt 25 km. 
 
Für die Ermittlung der Entfernungspauschale ist eine Entfernung von 25 km ab-
züglich 20 km = 5 km anzusetzen. 
 

1.5 Fahrgemeinschaften 
 

Unabhängig von der Art der Fahrgemeinschaft wird jedem Teilnehmer der Fahr-
gemeinschaft die Entfernungspauschale entsprechend der für ihn maßgebenden 
Entfernungsstrecke gewährt. Umwegstrecken, insbesondere zum Abholen von 
Mitfahrern, sind nicht in die Entfernungsermittlung einzubeziehen.  
 
Der Höchstbetrag für die Entfernungspauschale von 4.500 Euro greift auch bei 
einer wechselseitigen Fahrgemeinschaft, und zwar für die Mitfahrer der Fahr-
gemeinschaft an den Arbeitstagen, an denen sie ihren Kraftwagen nicht einsetzen. 
 
Bei wechselseitigen Fahrgemeinschaften kann zunächst der Höchstbetrag von 
4.500 Euro durch die Wege an den Arbeitstagen ausgeschöpft werden, an denen 
der Arbeitnehmer mitgenommen wurde. Deshalb ist zunächst die (auf 4.500 Euro 
begrenzte) anzusetzende Entfernungspauschale für die Tage zu berechnen, an 
denen der Arbeitnehmer mitgenommen wurde. Anschließend ist die anzusetzende 
(unbegrenzte) Entfernungspauschale für die Tage zu ermitteln, an denen der 
Arbeitnehmer seinen eigenen Kraftwagen benutzt hat. Beide Beträge zusammen 
ergeben die insgesamt anzusetzende Entfernungspauschale.  
 
Beispiel:  
Bei einer aus drei Arbeitnehmern bestehenden wechselseitigen Fahrgemeinschaft 
beträgt die Entfernung zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte für 
jeden Arbeitnehmer 100 km. Bei tatsächlichen 210 Arbeitstagen benutzt jeder 
Arbeitnehmer seinen eigenen Kraftwagen an 70 Tagen für die Fahrten zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte. 
 
Die Entfernungspauschale ist für jeden Teilnehmer der Fahrgemeinschaft wie 
folgt zu ermitteln: 
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Zunächst ist die Entfernungspauschale für die Fahrten und Tage zu ermitteln, an 
denen der Arbeitnehmer mitgenommen wurde: 
 
140 Arbeitstage x (100 km - 20 km) = 80 km x 0,30 Euro = 3.360 Euro 
(Höchstbetrag von 4.500 Euro ist nicht überschritten). 
 
Anschließend ist die Entfernungspauschale für die Fahrten 
 und Tage zu ermitteln, an denen der Arbeitnehmer seinen  
eigenen Kraftwagen benutzt hat: 
 
70 Arbeitstage x (100 km - 20 km) = 80 km x 0,30 Euro = 1.680 Euro 
abziehbar (unbegrenzt)      
anzusetzende Entfernungspauschale     = 5.040 Euro. 
 
Setzt bei einer Fahrgemeinschaft nur ein Teilnehmer seinen Kraftwagen ein, kann 
er die Entfernungspauschale ohne Begrenzung auf den Höchstbetrag von 
4.500 Euro für seine Entfernung zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeits-
stätte geltend machen; eine Umwegstrecke zum Abholen der Mitfahrer ist nicht 
mit in die Entfernungsermittlung einzubeziehen. Den Mitfahrern wird gleichfalls 
die Entfernungspauschale gewährt, allerdings bei ihnen begrenzt auf den Höchst-
betrag von 4.500 Euro. 

 
1.6 Benutzung verschiedener Verkehrsmittel 
 
 Arbeitnehmer legen die Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte 

oftmals auf unterschiedliche Weise zurück, d.h. für eine Teilstrecke werden der 
Kraftwagen und für die weitere Teilstrecke öffentliche Verkehrsmittel benutzt 
(Park & Ride) oder es werden für einen Teil des Jahres der eigene Kraftwagen 
und für den anderen Teil öffentliche Verkehrsmittel benutzt. In derartigen Misch-
fällen ist zunächst die maßgebende Entfernung für die kürzeste Straßenverbin-
dung zu ermitteln (Tz. 1.4). Auf der Grundlage dieser Entfernung ist sodann die 
anzusetzende Entfernungspauschale für die Fahrten zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Arbeitsstätte zu berechnen.  

 
 Die maßgebende Entfernung ist um 20 Entfernungskilometer zu kürzen, die 

Teilstrecken sind wie folgt aufzuteilen: 
Die Teilstrecke, die mit dem eigenen Kraftwagen zurückgelegt wird, ist in voller 
Höhe anzusetzen; für diese Teilstrecke kann Tz. 1.4 zur verkehrsgünstigeren 
Strecke angewandt werden. Der verbleibende Teil der maßgebenden Entfernung 
ist die Teilstrecke, die auf öffentliche Verkehrsmittel entfällt. Die Kürzung um 20 
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vorzunehmen. 
 
Die anzusetzende Entfernungspauschale ist sodann für die Teilstrecke und Ar-
beitstage zu ermitteln, an denen der Arbeitnehmer seinen eigenen oder ihm zur 
Nutzung überlassenen Kraftwagen eingesetzt hat. Anschließend ist die (auf 
4.500 Euro - begrenzte) anzusetzende Entfernungspauschale für die Teilstrecke 
und Arbeitstage zu ermitteln, an denen der Arbeitnehmer öffentliche Verkehrs-
mittel benutzt. Beide Beträge ergeben die insgesamt anzusetzende Entfernungs-
pauschale, so dass auch in Mischfällen ein höherer Betrag als 4.500 Euro ange-
setzt werden kann. 
 
Beispiel 1: 
Ein Arbeitnehmer fährt an 220 Arbeitstagen im Jahr mit dem eigenen Kraftwagen 
30 km zur nächsten Bahnstation und von dort 100 km mit der Bahn zur regel-
mäßigen Arbeitsstätte. Die kürzeste maßgebende Entfernung (Straßenverbindung) 
beträgt 100 km. Diese ist um 20 Entfernungskilometer zu kürzen, so dass im Er-
gebnis 80 Entfernungskilometer verbleiben. Für die Teilstrecke mit dem eigenen 
Kraftwagen von 30 km ergibt sich eine Entfernungspauschale von 220 Arbeits-
tagen x (30 km – 20 km) = 10 km x 0,30 Euro = 660 Euro. Für die verbleibende 
Teilstrecke mit der Bahn von (80 km - 10 km) = 70 km errechnet sich eine Ent-
fernungspauschale von 220 Arbeitstagen x 70 km x 0,30 Euro = 4.620 Euro. 
Hierfür ist der Höchstbetrag von 4.500 Euro anzusetzen, so dass sich eine ins-
gesamt anzusetzende Entfernungspauschale von 5.160 Euro ergibt.  
 
Beispiel 2: 
Ein Arbeitnehmer fährt im Kalenderjahr die ersten drei Monate mit dem eigenen 
Pkw und die letzten neun Monate mit öffentlichen Verkehrsmitteln zur 120 km 
entfernten regelmäßigen Arbeitsstätte. 
 
Die Entfernungspauschale beträgt bei 220 Arbeitstagen 220 x (120 km-20 km) = 
100 km x 0,30 Euro = 6.600 Euro. Da jedoch für einen Zeitraum von neun 
Monaten öffentliche Verkehrsmitteln benutzt worden sind, ist hier die Begrenzung 
auf den Höchstbetrag von 4.500 Euro zu beachten. Die anzusetzende Entfernungs-
pauschale ist deshalb wie folgt zu ermitteln: 
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 x 0,30 Euro      = 4.950 Euro 
Begrenzt auf den Höchstbetrag von       4.500 Euro 
zuzüglich 
55 Arbeitstage x (120 km - 20 km) = 100 km  
x 0,30 Euro                     = 1.650 Euro   1.650 Euro 
anzusetzende Entfernungspauschale insgesamt      6.150 Euro. 
 
 

 
1.7 Mehrere Wege an einem Arbeitstag 
 

Die Entfernungspauschale kann für die Wege zu derselben regelmäßigen 
Arbeitsstätte für jeden Arbeitstag nur einmal angesetzt werden. 

 
1.8 Mehrere Dienstverhältnisse  
 

Bei Arbeitnehmern, die in mehreren Dienstverhältnissen stehen und denen Auf-
wendungen für die Wege zu mehreren auseinander liegenden regelmäßigen 
Arbeitsstätten entstehen, ist die Entfernungspauschale für jeden Weg zur regel-
mäßigen Arbeitsstätte anzusetzen, wenn der Arbeitnehmer am Tag zwischen-
zeitlich in die Wohnung zurückkehrt. Dabei ist § 9 Abs. 2 Satz 2 EStG (Kürzung 
um 20 Entfernungskilometer) auf jeden Weg gesondert anzuwenden. Die Ein-
schränkung, dass täglich nur eine Fahrt anzuerkennen ist, gilt nur für eine, nicht 
aber für mehrere regelmäßige Arbeitsstätten. Werden täglich mehrere regelmäßige 
Arbeitsstätten ohne Rückkehr zur Wohnung nacheinander angefahren, so ist für 
die Entfernungsermittlung der Weg zur ersten regelmäßigen Arbeitsstätte als 
Umwegstrecke zur nächsten regelmäßigen Arbeitsstätte zu berücksichtigen; die 
für die Ermittlung der Entfernungspauschale anzusetzende Entfernung darf 
höchstens die Hälfte der Gesamtstrecke abzüglich 20 Kilometer betragen. 
 
 

 Beispiel: 
 Ein Arbeitnehmer fährt vormittags von seiner Wohnung A zur regelmäßigen 

Arbeitsstätte B, nachmittags weiter zur regelmäßigen Arbeitsstätte C und abends 
zur Wohnung in A zurück. Die Entfernungen betragen zwischen A und B 30 km, 
zwischen B und C 40 km und zwischen C und A 50 km. 

  
Die Gesamtentfernung beträgt 30 + 40 + 50 km = 120 km, die Entfernung zwi-
schen der Wohnung und den beiden regelmäßigen Arbeitsstätten 30 + 50 km = 
80 km. Da dies mehr als die Hälfte der Gesamtentfernung ist, sind (120 km : 2) = 
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1.9 Anrechnung von Arbeitgeberleistungen auf die Entfernungspauschale 
 
 Jeder Arbeitnehmer erhält die Entfernungspauschale unabhängig von der Höhe 

seiner Aufwendungen für die Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger 
Arbeitsstätte. Nach § 9 Abs. 2 Satz 5 EStG gilt dies auch dann, wenn der Arbeit-
geber dem Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug für die Wege zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Arbeitsstätte überlässt und diese Arbeitgeberleistung nach § 8 
Abs. 3 EStG (Rabattfreibetrag) steuerfrei ist, z.B. wenn ein Mietwagenverleih-
unternehmen dem Arbeitnehmer einen Mietwagen für die Fahrten zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte überlässt. 
 

 Die folgenden steuerfreien bzw. pauschal versteuerten Arbeitgeberleistungen sind 
jedoch auf die anzusetzende und ggf. auf 4.500 Euro begrenzte Entfernungspau-
schale anzurechnen:  

 
- nach § 8 Abs. 3 EStG steuerfreie Sachbezüge für Fahrten zwischen Wohnung 

und regelmäßiger Arbeitsstätte bis höchstens 1.080 Euro (Rabattfreibetrag), 
 

- der nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG pauschal versteuerte Arbeitgeberersatz bis 
zur Höhe der wie Werbungskosten abzugsfähigen Entfernungspauschale (s. 
Tz. 5), 

 
- nach § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG (44 Euro-Grenze) steuerfreie Sachbezüge für die 

Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte (s. Tz. II.1 des BMF-
Schreibens vom 27. Januar 2004, BStBl I S. 173). 

 
 Die vorgenannten steuerfreien oder pauschal besteuerten Arbeitgeberleistungen 

sind vom Arbeitgeber zu bescheinigen (§ 41b Abs. 1 Nr. 6 und 7 EStG). 
 

2. Entfernungspauschale für Familienheimfahrten bei doppelter Haushaltsführung 
(§ 9 Abs. 2 Sätze 7 bis 9 EStG) 

 
Auf die Entfernungspauschale für Familienheimfahrten bei doppelter Haushaltsführung 
sind die Tz 1.1 und 1.4 entsprechend anzuwenden. Die Beschränkung der Entfernungs-
pauschale auf Strecken ab dem 21. Entfernungskilometer und die Begrenzung auf den 
Höchstbetrag von 4.500 Euro gelten bei Familienheimfahrten nicht. Für Flugstrecken 
und bei entgeltlicher Sammelbeförderung durch den Arbeitgeber sind die tatsächlichen 
Aufwendungen des Arbeitnehmers anzusetzen. 
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steuerfrei sind, sind nach § 3c Abs. 1 EStG auf die für die Familienheimfahrten 
anzusetzende Entfernungspauschale anzurechnen. 
 

3. Behinderte Menschen 
 

Nach § 9 Abs. 2 Satz 11 EStG können behinderte Menschen für die Wege zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte an Stelle der Entfernungspauschale die tat-
sächlichen Aufwendungen ansetzen. Bei Benutzung eines privaten Fahrzeugs können 
die Fahrtkosten ohne Einzelnachweis mit den pauschalen Kilometersätzen gemäß BMF-
Schreiben vom 20. August 2001, BStBl I S. 541, vgl. H 38 (Pauschale Kilometersätze) 
LStH. angesetzt werden. Bei Benutzung eines eigenen oder zur Nutzung überlassenen 
Kraftwagens kann danach ohne Einzelnachweis der Kilometersatz von 0,30 Euro je 
gefahrenen Kilometer angesetzt werden. Unfallkosten, die auf einer Fahrt zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte entstanden sind, können neben dem pauscha-
len Kilometersatz berücksichtigt werden, vgl. H 38 (Pauschale Kilometersätze) LStH. 
Werden an Stelle der Entfernungspauschale die tatsächlichen Aufwendungen für die 
Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte angesetzt, greift die Kürzung 
um 20 Entfernungskilometer nicht ein. 
 

4. Abgeltungswirkung der Entfernungspauschalen 
 

Nach § 9 Abs. 2 Satz 10 EStG sind durch die Entfernungspauschale sämtliche Aufwen-
dungen abgegolten, die durch die Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeits-
stätte und Familienheimfahrten entstehen. Dies gilt z. B. auch für Parkgebühren für das 
Abstellen des Kraftfahrzeugs während der Arbeitszeit, für Finanzierungskosten sowie 
für die Kosten eines Austauschmotors anlässlich eines Motorschadens auf einer Fahrt 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte oder einer Familienheimfahrt und ab 2007 auch 
für Unfallkosten; dies gilt auch für Unfälle auf einer Umwegstrecke, z.B. zum Abholen 
von Mitfahrern oder zum Tanken.  
 

5. Pauschalierung nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG 
 

Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer für zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn gezahlte Zuschüsse zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwi-
schen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte pauschal mit 15 % erheben, soweit 
diese Zuschüsse den Betrag nicht übersteigen, den der Arbeitnehmer nach § 9 Abs. 2 
EStG wie Werbungskosten geltend machen kann. Ausschlaggebend für die Höhe der 
Zuschüsse ist demnach der Betrag, den der Arbeitnehmer für die Fahrten zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte wie Werbungskosten geltend machen kann.  
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pauschalierungsfähigen Zuschüsse des Arbeitgebers auf die Höhe der nach § 9 Abs. 2 
Satz 2 EStG wie Werbungskosten abziehbaren Entfernungspauschale beschränkt. Ein 
höherer Zuschuss als 4.500 Euro ist pauschalierbar, soweit die Entfernungspauschale 
für die Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte diesen Betrag über-
steigt. Aus Vereinfachungsgründen kann davon ausgegangen werden, dass monatlich an 
15 Arbeitstagen Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte erfolgen. 

  
Bei Benutzung anderer Verkehrsmittel als des eigenen oder zur Nutzung überlassenen 
Kraftwagens richtet sich die Höhe der pauschalierungsfähigen Zuschüsse nach den tat-
sächlichen Aufwendungen, höchstens 4.500 Euro. Bei Nutzung eines Motorrads, Motor-
rollers, Mopeds, Mofas oder Fahrrads können die pauschalen Kilometersätzen angesetzt 
werden, die nach R 38 Abs. 1 Satz 5 LStR mit dem BMF-Schreiben vom 20. August 
2001 (BStBl I S. 541) bekannt gemacht worden sind. Die pauschalierungsfähigen Zu-
schüsse des Arbeitgebers sind auf die Höhe der nach § 9 Abs. 2 Satz 2 EStG wie Wer-
bungskosten abziehbaren Entfernungspauschale beschränkt. Aus Vereinfachungsgrün-
den kann davon ausgegangen werden, dass monatlich an 15 Arbeitstagen Fahrten 
zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte erfolgen. 

  
Eine Pauschalierung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
die Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte ist bei entgeltlicher 
Sammelbeförderung für die Aufwendungen ab dem 21. Entfernungskilometer und für 
Flugstrecken sowie bei behinderten Menschen zulässig.  

 
  

 
Das BMF-Schreiben vom 11. Dezember 2001 (BStBl I S. 994) zu den Entfernungspauschalen 
ab 2001 ist ab 2007 nicht mehr anzuwenden. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht (Zuordnung ESt-Kartei 
NRW § 9 EStG Fach 4).  
 
Im Auftrag 
Reinhart  
 


